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1. Einleitung 

1.1 Problemstellung 

„Accounting is often referred to as the language of business.“1 

Mit dieser Aussage weisen MUELLER/GERNON/MEEK der Rechnungslegung eine 

entscheidende Funktion im Wirtschaftsleben zu: sie dient als Kommunikationsmittel. 

Damit die Wirtschaftssubjekte und Teilnehmer am Wirtschaftsverkehr untereinander  

Informationen austauschen können, müssen sie eine gemeinsame Sprache sprechen. 

Dieses Erfordernis hatte man in der Europäischen Gemeinschaft (EG) erkannt, und im 

Rahmen der Harmonisierung des Gesellschaftsrechts die 4., 7. und 8. EG-Richtlinie 

verabschiedet.2 Die Richtlinien wurden in Deutschland durch das Bilanzrichtlinien-

Gesetz vom 19.12.1985 in nationales Recht umgesetzt.3 Mit ihrer Hilfe konnte eine 

Verbesserung der Vergleichbarkeit der externen Rechnungslegung in den Staaten der 

EU - zumindest tendenziell - erreicht werden.4 

Im Zuge der steigenden Auslandsaktivitäten deutscher Unternehmen und vor allem auf-

grund der verstärkten Inanspruchnahme ausländischer Kapitalmärkte5 wird seit Anfang 

der 90er Jahre eine Diskussion über eine globale Harmonisierung der Rechnungslegung, 

d.h. über den Rahmen der EU hinaus, geführt. Wesentliche Ursache hierfür sind die An-

forderungen, welche von ausländischen Börsenaufsichtsorganisationen an den vorzule-

genden Abschluß gestellt werden: Je nach Land und Behörde werden hierfür entweder 

die International Accounting Standards (IAS) und/oder die United States Generally Ac-

cepted Accounting Principles (US-GAAP) akzeptiert.6 Um diese Listing-Anforderungen 

zu erfüllen, wurden in Deutschland neben Überleitungsrechnungen (reconciliation) ver-

stärkt Konzernabschlüsse aufgestellt, die sowohl den HGB-Vorschriften als auch den 

internationalen Normen entsprachen (duale Abschlüsse), oder es wurde zusätzlich zum 

HGB-Abschluß ein internationaler Abschluß erstellt (parallele Abschlüsse).7 

Auf diese Entwicklungen hat der deutsche Gesetzgeber reagiert, indem mit dem Ka-

pAEG ein neuer § 292a in das HGB eingefügt wurde.8 Danach dürfen (erstmals für Ge-

                                                           
1 Mueller/Gernon/Meek (1987), S. 1. 
2 Vgl. Coenenberg (1997), S. 16 f.; Weber-Braun (1995), S. 3 ff. 
3 Vgl. Förschle/Reimer/Scheffels (1997), S. 1. 
4 Vgl. zur Kritik an den Harmonisierungsbemühungen Pellens (1998), S. 356 ff. m.w.N. 
5 Als Wendepunkt gilt allgemeinhin die Notierung der Daimler-Benz AG an der New York Stock 

Exchange im Jahre 1993 (vgl. Demming (1997), S. 3 f.). 
6 Daneben werden noch weitere Rechnungslegungsvorschriften zugelassen, die hier aber außer Betracht 

gelassen werden sollen (siehe hierzu Glaum/Mandler (1996), S. 55 ff. insbes. S. 62). 
7 Vgl. zu den verschiedenen Anpassungsformen u.a. Breker/Naumann/Tielmann (1999a), S. 153 f. 
8 Vgl. Küting/Weber (1999), S. 84 ff. 
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schäftsjahre, die am 1. Januar 1999 beginnen) börsennotierte Mutterunternehmen einen 

befreienden Konzernabschluß und -lagebericht nach international anerkannten Rech-

nungslegungsgrundsätzen aufstellen, sofern neben weiteren Anforderungen diese Ab-

schlüsse im Einklang mit den EU-Richtlinien stehen und ihre Aussagekraft der eines 

HGB-Abschlusses gleichwertig ist.9 Den großen deutschen Konzernen wird damit die 

Möglichkeit eröffnet, den Publizitätsanforderungen der internationalen Kapitalmärkte 

gerecht zu werden, und sich so neue und günstigere Kapitalquellen zu erschliessen.10 

Allerdings führt die Bilanzierung nach internationalen Regeln zu dem ständigen Erfor-

dernis, die einzelnen neu veröffentlichten Vorschriften auf Abweichungen zu den EU-

Richtlinien und zum HGB zu untersuchen. Während die US-GAAP dabei nur dem 

„normalen“ Veränderungsprozeß unterliegen, sind im Rahmen des sog. Core Set of 

Standards viele IAS geändert oder neu geschaffen worden.11 In diesem Zusammenhang 

wurde auch die Rückstellungsbilanzierung grundlegend überarbeitet: Ergebnis ist der im 

Juli 1998 vom IASC verabschiedete und im September 1998 veröffentlichte IAS 37 

„Provisions, Contingent Liabilities and Contingent Assets“, der seit dem 1. Juli 1999 in 

Kraft ist.12 IAS 37 hat eine besondere Relevanz, weil die Rückstellungen aufgrund ihrer 

Eigenschaften und Bedeutung zu den meistdiskutierten Bilanzpositionen gehören.13 

Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel dieser Arbeit, die Unterschiede und Gemein-

samkeiten in der Rückstellungsbilanzierung nach HGB und IAS 37 herauszuarbeiten. 

Gedanklicher Ausgangspunkt ist die Perspektive eines bisher nach HGB bilanzierenden 

Konzerns, der plant, seinen Konzernabschluß künftig nach IAS aufzustellen.14 Für die-

sen gilt es die Fragen zu beantworten, welche der bisherigen Ansatzgebote und -

wahlrechte bestehen bleiben bzw. ob neue Ansatzpflichten hinzukommen, nach welchen 

Kriterien zu passivieren ist, wie bewertet werden soll und welche Ausweis- und Be-

                                                           
9 Vgl. Böcking/Orth (1998), S. 1243; Reker/Pahl/Löcke (1998), S. 528 f. Diese Befreiungsvorschrift soll 

nach Planungen des Bundesjustizministeriums vor allem auch auf (selbst nicht börsennotierte) Mutter-
unternehmen ausgedehnt werden, deren Tochterunternehmen einen organisierten Wertpapiermarkt nach 
§ 2 Abs. 5 WpHG in Anspruch nehmen (vgl. o.V. (1999), S. 1340). 

10 Vgl. Böcking/Orth (1998), S. 1241; Goebel (1994), S. 2457; Wollmert/Achleitner (1997a), S. 209. 
11 Dieses Arbeitsprogramm basiert auf einer Vereinbarung des IASC mit der IOSCO. Ziel ist die Empfeh-

lung der IOSCO gegenüber den nationalen Börsenaufsichtsorganen, für die Marktzulassung einen IAS-
Abschluß anzuerkennen (vgl. Barckow (1999), S. 1173 ff.; Barckow/Gräfer (1997), S. 1189 ff.). 

12 Vgl. Ernsting/von Keitz (1998), S. 2477. 
13 Bereits 1990 kritisierte GROH bei deutschen Unternehmen die übermäßige Rückstellungsbildung, wo-

bei er davon ausging, daß diese etwa 18% der Bilanzsumme ausmachen (vgl. Groh (1991), S. 77). In 
letzter Zeit werden Durchschnittszahlen von ungefähr 30% genannt (vgl. Pilhofer (1997), S. 2). 

14 Im folgenden wird eine große Kapitalgesellschaft zugrundegelegt. Die Erleichterungen für kleine und 
mittelgroße Kapital- sowie für Personengesellschaften werden nur am Rande behandelt. Aus Konzern-
sicht sind diese nur wichtig für Tochterunternehmen, die nicht „groß“ sind und diese Erleichterungen 
im Einzelabschluß in Anspruch genommen haben, sowie für Mutterunternehmen des Neuen Marktes. 
Anmerkung: § 292a HGB gilt für alle börsennotierten Mutterunternehmen. Sofern die Notierung im 
amtlichen Handel oder geregelten Markt erfolgt, liegt automatisch eine große Kapitalgesellschaft vor 
(§ 267 Abs. 3 S. 2 HGB). Unternehmen des Neuen Marktes fallen nicht hierunter (sofern auch die 
Größenmerkmale nicht erfüllt sind). Vgl. Peemöller/Finsterer/Neubert (1999), S. 1103 ff. 


